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Der terroristische Anschlag auf den Berliner CSD, bei dem ein Mensch getötet, 31 weitere 

teils schwer verletzt und unzählige Menschen traumatisiert wurden, erschüttert uns 

weiterhin. Der Anschlag ist nach dem Messerangriff auf ein schwules Paar in Dresden 2020 

der zweite islamistische Terrorakt, der sich gezielt gegen queere Menschen in Deutschland 

richtet.  

Die islamistische Bedrohung ist weiterhin sehr real. Ebenso real sind die zahlreichen 

anderen, meist rechtsextremistisch motivierten Anfeindungen und gewalttätige Übergriffe 

auf queeres Leben insbesondere auf CSD-Veranstaltungen, queere Beratungsstellen und 

Cafés. Immer wieder werden Regenbogenflaggen an öffentlichen Plätzen oder an Kirchen 

heruntergerissen und verbrannt.  

Viel zu wenig Beachtung findet die Gefahr, der queere Menschen im Alltag ausgesetzt sind. 

Dabei hat sich laut Bundeskriminalamt (BKA) die Zahl der jährlich erfassten queerfeindlichen 

Straftaten seit 2010 nahezu verzehnfacht. Während es in einer heterosexuellen Beziehung 

zur Normalität gehört, sich in der Öffentlichkeit zu küssen, zu umarmen, oder die Hand zu 

halten, ist diese Freiheit für queere Menschen nach wie vor eingeschränkt. Allein der Anblick 

einer trans* Person oder eines lesbischen oder schwulen Paares reicht queerfeindlichen 

Gewalttäter*innen oftmals als Anlass, auf offener Straße oder in der Bahn brutal 

zuzuschlagen. Tag für Tag kommt es zu solchen Angriffen. 

Queerfeindliche Täter*innen zielen darauf, einer ganzen Bevölkerungsgruppe, und damit 

Millionen Menschen, die Freiheit zu nehmen, sich selbstbestimmt im öffentlichen Raum zu 

bewegen. Darüber kann verantwortliche Politik nicht einfach hinweggehen. Eine freie und 

offene Gesellschaft darf queerfeindliche Hasskriminalität und jegliche Versuche, queere 

Menschen in die Unsichtbarkeit zurückzudrängen, niemals hinnehmen. Sie muss alles zum 

Schutz queerer Menschen unternehmen.  

DIE QUEERE COMMUNITY HÖREN UND HANDELN  
In zahlreichen Veranstaltungen nach dem Anschlag auf den Berliner CSD hat sich die queere 

Community in beeindruckender Weise gegen eine politische Instrumentalisierung des 

islamistischen Terrorakts gewandt und immer wieder sehr konkrete Forderungen zum 

Schutz und zur Stärkung queeren Lebens benannt. In den Stellungnahmen des 
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Bundeskanzlers, des Innenministers und der Familienministerin findet sich dazu nichts.  

Das ist eine beschämende Leerstelle.  

Wo bleibt die Einladung queerer Verbände in das Bundeskanzleramt? Das sollte 2026 eine 

demokratische Selbstverständlichkeit sein. Wir fordern ein Spitzentreffen der 

Bundesregierung mit Repräsentant*innen der queeren Community unter Einbeziehung aller 

zuständigen Ministerien im Kanzleramt. Das Ziel muss die Vereinbarung verbindlicher und 

nachhaltiger Maßnahmen zum Schutz und zur Stärkung queerer Menschen und ihrer 

Sichtbarkeit im Alltag sein. Angesichts der breiten Bedrohung durch Gewalt braucht es eine 

Offensive gegen Queerfeindlichkeit. 

DIE SCHUTZLÜCKE IM GRUNDGESETZ SCHLIEßEN 
Wir müssen alles tun, damit queerfeindliche Einstellungen gar nicht erst entstehen und sich 

verfestigen. Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, das Gleichbehandlungsgebot in Artikel 3 

Absatz 3 unseres Grundgesetzes um den ausdrücklichen Schutz der „sexuellen Identität“ zu 

ergänzen. 77 Jahre nach Verkündung des Grundgesetzes muss diese Schutzlücke endlich 

geschlossen werden. Gleichlautende Gesetzentwürfe des Bundesrats und der 

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen liegen längst vor.  

Die Ergänzung würde in die gesamte Gesellschaft ausstrahlen bis hinein in jede Schulstunde, 

in der die Grundrechte durchgenommen werden. Ein ausdrücklicher Schutz im Grundgesetz 

ist ein entscheidender Schritt hin zu mehr Sichtbarkeit wie präventiver Sicherheit und damit 

alles andere als Symbolpolitik. Es verhält sich genau andersherum: Wenn die CDU/CSU auf 

Bundesebene darauf beharrt, dass queere Menschen in unserer Verfassung unsichtbar 

bleiben, ist das ein krasses Symbol kalter Missachtung. 

Auch im einfachen Recht müssen bestehende Benachteiligungen wie im Abstammungsrecht 

beseitigt werden. Ebenso muss das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) zum 

besseren Schutz vor Diskriminierung im Alltag effektiver ausgestaltet werden. 

DIE SICHERHEIT FÜR CSDS STÄRKEN 
Es muss lückenlos aufgeklärt werden, wie es dazu kommen konnte, dass Abdul B. seine 

furchtbaren Planungen in die Tat umsetzte, obwohl ihn die Behörden seit langem als 

islamistischen TOP-Gefährder auf dem Schirm hatten. Auch die Frage nach Mittätern ist 

weiterhin offen. Hier muss jeder Stein umgedreht werden, um anschließend konsequent zu 

handeln und solche Anschläge zukünftig sehr viel effektiver zu unterbinden. 

Unser Land kann stolz darauf sein, dass es Jahr für Jahr mehr CSD-Veranstaltungen gibt. In 

kleinen Orten wie in Großstädten sind sie ein Fest der Demokratie, der Vielfalt und der 

offenen Gesellschaft. Das macht sie bei Demokratiefeind*innen jeder Richtung so verhasst. 

Die Polizei macht bei der Sicherung von CSDs vielerorts einen sehr guten Job. Dafür gebührt 

ihr großer Dank. Es braucht aber einen kontinuierlichen strukturierten Austausch und zur 

Pride-Saison jedes Jahr bundesweit eine aktualisierte Gefährdungsbewertung, auch als 

Grundlage für umfassende Sicherheitsstrategien. Hier muss der Bundesinnenminister die 
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Sicherheitsbehörden einschließlich des Verfassungsschutzes, Vertreter*innen von 

Versammlungsbehörden sowie die queeren Verbände und die CSD- Organisator*innen  

an einen Tisch bringen. Es muss auch damit Schluss sein, dass einzelne Behörden den 

politischen Charakter von CSD-Veranstaltungen in Frage stellen. 

IN AKTION KOMMEN GEGEN QUEERFEINDLICHE GEWALT 
Das staatliche Sicherheitsversprechen gilt für alle Menschen. Wir kämpfen dafür, dass es 

auch für alle Menschen umgesetzt wird. Dafür sind zielgenauere Maßnahme gegen 

Queerfeindlichkeit überfällig. Bereits 2023 hat der von der Innenministerkonferenz (IMK) 

angeregte Arbeitskreis „Bekämpfung homophober und transfeindlicher Gewalt“ konkrete 

Empfehlungen vorgelegt. Diese müssen nun entschlossen angegangen werden. Dazu 

gehören unter anderem eine bundesweite Meldestruktur für ein besseres Lagebild zu 

queerfeindlichen Straftaten, der Ausbau von zielgerichteter Prävention, Opferschutz und 

auch langfristiger Opferhilfe sowie eine effektivere Strafverfolgung. Auch 

Sicherheitsbehörden und Justiz müssen stärker für queerfeindliche Gewalt sensibilisiert 

werden, mit einem besonderen Augenmerk auf trans-, intergeschlechtliche und nichtbinäre 

Menschen. Denn sie sind in einem besonderen Maße von Hass, Hetze und Dämonisierung 

betroffen. Auch wären Rückschritte fatal: Die schwarz-rote Bundesregierung darf den 

Aktionsplan „Queer leben“ nicht einfach beerdigen, sondern sollte ihn engagiert fortführen 

und weiterentwickeln. 

VIELFALT FÖRDERN STATT EINSCHRÄNKEN 
Bundesfamilienministerin Prien hat angekündigt, Vielfalt künftig nicht mehr als 

übergeordnetes staatliches Förderziel des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 

anzuerkennen. Das wäre ein einschneidender Rückschritt für queere Menschen und viele 

andere. Mit Nachdruck fordern wir die Bundesregierung zur Umkehr auf. Ein Ausschluss von 

Vielfaltsförderung steht im deutlichen Widerspruch zur pluralistischen Werteordnung 

unseres Grundgesetzes. Es darf keine staatliche Neutralität gegenüber Diskriminierung und 

Ausgrenzung geben. Der geplante Kahlschlag bei „Demokratie leben“ wird sich sonst bitter 

rächen. Er würde die dringend notwendige Präventionsarbeit gegen Radikalisierung 

schwächen und von queerfeindlicher Gewalt Betroffenen zentrale Anlaufstellen nehmen. 

Beides wäre verheerend.  

Besonders empörend ist, dass die Jugendministerin die jahrzehntelange Förderung des 

queeren Jugendnetzwerks „Lambda“ nun streichen will. Das träfe gerade auch queere 

Jugendliche, die in einem rechtsextremen, islamistischen oder anderweitig religiös-

fundamentalistischen Umfeld aufwachsen müssen. Ihnen würden bundesweit Beratungs- 

und Unterstützungsangebote ersatzlos weggenommen werden. Auch das wäre absolut 

verantwortungslos. Die Unterstützung queerer Jugendlicher muss vielmehr fortgesetzt und 

konsequent ausgebaut werden. 

 


